
SITZUNGSBERICHT — RECHTSSACHE 127/86 

SITZUNGSBERICHT 
in der Rechtssache 127/86 * 

I — Sachverhalt und Verfahren 

1. Wie aus dem Vorlageurteil und den Pro­
zeßakten hervorgeht, benutzte Yves Le-
doux, Beklagter des Ausgangsverfahrens, 
von Beruf Techniker mit Wohnsitz und 
Aufenthalt in Belgien, seit 1982 bei einer in 
Frankreich ansässigen Firma beschäftigt, ein 
auf dem französischen Markt zu den dorti­
gen Bedingungen erworbenes Kraftfahr­
zeug, das in Frankreich auf den Namen die­
ser Firma zugelassen und ihm von dieser für 
Kundenbesuche für die Fahrt zwischen sei­
nem französischen Arbeits- und seinem bel­
gischen Wohnort sowie für seine Freizeit 
zur Verfügung gestellt worden war. 

Herr Ledoux, der die Mehrwertsteuer in 
Belgien nicht entrichtet hatte, wurde am 22. 
Februar 1983 gestellt, als er mit diesem 
Fahrzeug die Grenze auf einem anderen als 
dem zu seiner Arbeitsstätte führenden Weg 
überschritt. Später wurde er vor dem Tribu­
nal correctionnel Neufchâteau angeklagt, 
das ihn jedoch mit der Begründung frei­
sprach, seine besondere Situation sei nir­
gends speziell geregelt. Gegen dieses Urteil 
legt der Finanzminister des Königreichs Bel­
gien Berufung ein. 

Nach Ansicht der Cour d'appel Lüttich wirft 
der Rechtsstreit eine Frage nach der Ausle­
gung des Gemeinschaftsrechts auf. 

Mit Urteil vom 12. März 1986, in das Regi­
ster der Kanzlei des Gerichtshofes eingetra­

gen am 26. Mai 1986, hat sie daher das 
Verfahren ausgesetzt und dem Gerichtshof 
gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag folgende 
Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt: 

„Ist es dem belgischen Staat nach den Ge­
meinschaftsvorschriften auf steuerlichem 
Gebiet, und zwar auf dem Gebiet der Mehr­
wertsteuer, im Rahmen des Gesetzes vom 
3. Juli 1969 zur Einführung der Mehrwert­
steuer, der hierzu ergangenen Durchfüh­
rungsverordnungen und der Auslegung, die 
ihnen das Finanzministerium des König­
reichs Belgien laut der gegen Yves Ledoux, 
wohnhaft in Marcinelle, rue Leroy 32, erho­
benen Anklage gibt, gestattet, Mehrwert­
steuer auf ein Fahrzeug zu erheben, das ei­
ner Gesellschaft französischen Rechts mit 
Sitz in Frankreich gehört und in Fankreich 
der Mehrwertsteuer unterliegt, wo diese 
Steuer auch entrichtet worden ist, wenn die­
ses Fahrzeug von einem in Belgien wohn­
haften Angestellten dieses Unternehmens im 
Rahmen der Erfüllung seines Arbeitsvertrags 
und in seiner Freizeit genutzt wird, wobei 
das Fahrzeug Eigentum des französischen 
Arbeitgebers bleibt und nur vorübergehend 
und einstweilen nach Belgien eingeführt 
wird?" 

2. Das schriftliche Verfahren ist ordnungs­
gemäß abgelaufen. Gemäß Artikel 20 des 
Protokolls über die Satzung des Gerichtsho­
fes der EWG haben die dänische Regierung, 
vertreten durch ihren Rechtsberater 
M. L. Mikaelsen, und die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, vertreten 
durch ihren Juristischen Hauptberater 
H. Etienne als Bevollmächtigten, schriftli­
che Erklärungen eingereicht. 

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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Der Gerichtshof (Vierte Kammer) hat auf 
Bericht des Berichterstatters nach Anhörung 
des Generalanwalts beschlossen, die mündli­
che Verhandlung ohne vorherige Beweisauf­
nahme zu eröffnen. 

II — Beim Gerichtshof eingereichte schrift­
liche Erklärungen 

1. Die dänische Regierung führt aus, die 
vorliegend einschlägigen gemeinschafts­
rechtlichen Vorschriften seien in der Richtli­
nie 83/182 des Rates vom 28. März 1983 
über Steuerbefreiungen innerhalb der Ge­
meinschaft bei vorübergehender Einfuhr be­
stimmter Verkehrsmittel (ABl. L 105, S. 59) 
enthalten. 

Aus den Artikeln 3 Buchstabe a aa und 4 
Absatz 1 Buchstabe a aa in Verbindung mit 
Artikel 1 dieser Richtlinie gehe hervor, daß 
ein Fahrzeug nur dann unter Befreiung von 
der Mehrwertsteuer in einen Mitgliedstaat 
eingeführt werden könne, wenn die Person, 
die es einführe, ihren gewöhnlichen Wohn­
sitz in einem anderen Mitgliedstaat als dem 
der vorübergehenden Einfuhr habe. 

Zum Begriff des Wohnsitzes bezieht sich die 
dänische Regierung auf Artikel 7 der Richt­
linie, dem zufolge als gewöhnlicher Wohn­
sitz einer Person, deren berufliche Bindun­
gen an einem anderen Ort als dem ihrer 
persönlichen Bindungen liegen, der Ort der 
persönlichen Bindung gilt. 

Wie aus den Artikeln 3 und 4 Buchstabe b 
der Richtlinie hervorgehe, dürfe das Fahr­
zeug im Mitgliedstaat der vorübergehenden 
Einfuhr weder veräußert noch vermietet 
oder verliehen werden. 

Hieraus ergebe sich, daß der Mitgliedstaat 
der Einfuhr Mehrwertsteuer auf das betrof­
fene Fahrzeug erheben könne, wenn diese 
Voraussetzungen für die steuerfreie Einfuhr 
nicht erfüllt seien. 

Dieses Ergebnis folge bereits aus einer 
Reihe von in ähnlichen Rechtssachen ergan­
genen Urteilen (Rechtssachen 823/79, Car­
dati, Slg. 1980, 2773, und 134/83, Abbink, 
Slg. 1984, 4097), in denen der Gerichtshof 
für Recht erkannt habe, daß das Gemein­
schaftsrecht einer innerstaatlichen Regelung 
nicht entgegenstehe, wonach es den im Ho­
heitsgebiet eines Mitgliedstaats wohnhaften 
Personen bei Strafe verboten sei, derartige 
vorübergehend eingeführte Kraftfahrzeuge 
zu benutzen. Wenn ein Staat in einem sol­
chen Fall ein Strafverfahren einleiten dürfe, 
so könne er erst recht die Zahlung der 
Mehrwertsteuer fordern. 

Auf die Vorlagefrage sollte daher geantwor­
tet werden, daß das Gemeinschaftsrecht es 
dem belgischen Staat im vorliegenden Fall 
nicht verbiete, für das betroffene Fahrzeug 
Mehrwertsteuer zu fordern. 

2. Nach Ansicht der Kommission entspre­
chen die obligatorisch gestatteten vorüber­
gehenden Nutzungen und die Vorausset­
zungen für die Ausübung des Rechts auf 
vorübergehende Nutzung, wie sie in der 
Richtlinie 83/182 geregelt seien, jedenfalls 
nicht den Erfordernissen eines einheitlichen 
Marktes; sie, die Kommission, werde binnen 
kurzem neue Vorschläge auf diesem Gebiet 
machen. 

Die Fälle der vorübergehenden Nutzung, 
auf die die Verfasser der Richtlinie 83/182 
abgestellt hätten, der zufolge das Fahrzeug 
nicht von Personen mit Wohnsitz im Land 
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der vorübergehenden Einfuhr genutzt wer­
den dürfe, stellten jedoch ein Minimum dar, 
auf das die Bürger Anspruch hätten, und 
hinderten die Mitgliedstaaten nicht daran, 
hierüber hinauszugehen, wie Artikel 9 Ab­
satz 1 der Richtlinie zeige, wonach „die 
Mitgliedstaaten... freizügigere Regelungen 
beibehalten und/oder treffen [können], als 
sie in dieser Richtlinie vorgesehen [sind]". 
Die Kommission weist in diesem Zusam­
menhang darauf hin, daß Belgien eine vor­
übergehende Regelung für die Grenzgänger 
beibehalten habe, die für die Fahrten zwi­
schen Wohnort und Arbeitsplatz ein Fahr­
zeug benutzten, das ihnen von ihrem — in 
einem anderen Mitgliedstaat niedergelasse­
nen — Arbeitgeber zur Verfügung gestellt 
worden sei (Rundschreiben vom 1. Mai 
1984). 

Wenn die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 14 
der Richtlinie 77/388 des Rates (Sechste 
Mehrwertsteuerrichtlinie) zur Gewährlei­
stung einer korrekten und einfachen An­
wendung der Befreiung der vorübergehen­
den Einfuhren sowie zur Verhütung von 
Steuerhinterziehungen, Steuerumgehungen 
und etwaigen Mißbräuchen ihre Vorschrif­
ten über die vorübergehende Einfuhr an­
wendeten, so hätten sie zum einen das an­
wendbare Gemeinschaftsrecht und den tat­
sächlich erreichten Liberalisierungsgrad zu 
berücksichtigen und dürften zum anderen 
nur solche Maßnahmen treffen, die in einem 
angemessenen Verhältnis zu den angestreb­
ten Zielen stünden. 

Was zunächst die Beachtung des Gemein­
schaftsrechts, insbesondere des Rechts des 
freien Warenverkehrs, betreffe, so stelle die 
Nutzung eines Dienstwagens durch den An­
gestellten eines Unternehmens für die Fahrt 
zwischen Arbeitsplatz und Wohnort sowie 
für die Freizeit einen Teil des Arbeitsent­
gelts dieses Arbeitnehmers dar. Verbiete das 
Recht des Wohnsitzstaats eine solche Nut­
zung des Fahrzeugs, so schalte es jenen Teil 
des Entgelts für das Gebiet dieses Landes 
aus, wodurch im Beschäftigungsstaat die 
durch Artikel 48 EWG-Vertrag und Artikel 

7 der Verordnung Nr. 1612/68 über die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb 
der Gemeinschaft (ABl. L 257 vom 17. 10. 
1968, S. 2) vorgeschriebene Gleichheit der 
Entlohnung der im Inland und der im Aus­
land wohnhaften Arbeitnehmer aufgehoben 
werde. Überdies müßten die Mitgliedstaa­
ten, wenn sie in der legitimen Absicht, Steu­
erhinterziehungen und etwaige Mißbräuche 
zu bekämpfen, ihre Vorschriften über die 
vorübergehende Einfuhr anwendeten, ge­
mäß Artikel 5 des Vertrages die sich aus 
diesem ergebenden Verpflichtungen erfüllen 
und Maßnahmen unterlassen, welche die 
Verwirklichung der Ziele des Vertrages, wie 
etwa die Ausübung des Rechts auf Freizü­
gigkeit, gefährden könnten; sie dürften fer­
ner nicht in Fällen wie dem vorliegenden, in 
denen die Arbeitnehmer durch den Ab­
schluß grenzüberschreitender Arbeitsver­
träge ihr Recht auf Freizügigkeit wahrnäh­
men und hierdurch zur Verringerung der 
Arbeitslosigkeit beitrügen, die beschäfti­
gungspolitischen Eingriffe der Gemeinschaft 
in Gebieten mit struktureller Arbeitslosigkeit 
ihrer Wirkung berauben. 

Die nach Artikel 14 der Richtlinie 77/388 
getroffenen Maßnahmen der Mitgliedstaa­
ten hätten in einem angemessenen Verhält­
nis zu den Zielen zu stehen, die diese Maß­
nahmen rechtfertigten; insoweit ergebe sich 
aus der Rechtsprechung des Gerichtshofes 
(Rechtssachen 823/79, Carciati, und 
134/83, Abbink), daß die durch innerstaatli­
che Rechtsvorschriften untersagte vorüber­
gehende Nutzung als strafbare Handlung 
oder Ordnungswidrigkeit geahndet werden 
könne, soweit die entsprechenden inner­
staatlichen Maßnahmen nicht unverhältnis­
mäßig seien. 

Die Mitgliedstaaten seien in der Tat gehal­
ten, von dem ihnen belassenen Handlungs­
spielraum nur in Einklang mit dem Grund­
satz der Verhältnismäßigkeit Gebrauch zu 
machen und im Rahmen der allgemeinen 
Ziele der gemeinschaftlichen Mehrwertsteu­
erregelung und der besonderen Bestimmun-
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gen von Artikel 14 der Sechsten Richtlinie 
erstens die Bedeutung der zu schützenden 
Interessen der öffentlichen Ordnung und 
zweitens das Ausmaß zu berücksichtigen, in 
dem die von den Mitgliedstaaten getroffe­
nen Maßnahmen Rechte beeinträchtigen 
könnten, die sich aus dem Vertrag ergäben. 
Wie der Gerichtshof im Urteil in der 
Rechtssache Abbink dargelegt habe, hätten 
innerstaatliche Vorschriften, die das Recht 
auf vorübergehende Nutzung eines Kraft­
fahrzeugs mit Rücksicht auf das öffentliche 
Interesse an der Entrichtung der Mehrwert­
steuer bei der Einfuhr beschränkten, hierbei 
das für dieses Sachgebiet geltende Verbot 
der Doppelbesteuerung zu berücksichtigen. 
Wenn der Mehrwertsteuersatz des Landes, 
in dem das Kraftfahrzeug zugelassen sei, 
wie vorliegend höher sei als der im Wohn­
sitzland geltende Satz (33,33 % in Frank­
reich gegenüber 25 % in Belgien, hier mit 
der Möglichkeit, bei Nutzung des Fahr­
zeugs für private und berufliche Zwecke 
50 % abzuziehen), müsse jenes Verbot der 
Doppelbelastung mit Mehrwertsteuer somit 
zur Folge haben, daß der Wohnsitzstaat 
keinerlei Mehrwertsteuer erheben dürfe. Da 
in diesem Fall keine Steuerumgehung vor­
liege, könne der Mitgliedstaat der vorüber­
gehenden Einfuhr auch keine Geldbuße für 
die Nichtentrichtung jedenfalls der Mehr­
wertsteuer verhängen. 

Das gleiche gelte für Strafmaßnahmen wie 
diejenigen, mit denen der Angeklagte des 
Ausgangsverfahrens rechnen müsse, nämlich 
die Beschlagnahme des Fahrzeugs oder die 
Zahlung seines Gegenwerts; diese Strafdro­
hungen seien unverhältnismäßig, da keine 
Steuerpflicht bestehe, der der Betroffene 
sich hätte entziehen können, und somit kein 
oder nur ein geringfügiges schutzwürdiges 
öffentliches Interesse vorliege. 

In Fällen, die wie der vorliegende durch ei­
nen Normenkonflikt hinsichtlich des Ortes 

der Zulassung des Fahrzeugs gekennzeich­
net seien, dürften die Mitgliedstaaten derar­
tige Maßnahmen erst dann ergreifen, wenn 
sie zuvor, wie in Artikel 10 Absatz 2 der 
Richtlinie 83/182 vorgesehen, das Verfah­
ren der Kontaktaufnahme zwischen den zu­
ständigen innerstaatlichen Behörden einge­
schlagen hätten mit dem Ziel, im gegenseiti­
gen Einvernehmen die erforderlichen Ent­
scheidungen zu treffen, um die Schwierig­
keiten der praktischen Anwendung der Ge­
meinschaftsrichtlinien auszuräumen. 

Aufgrund dieser Erwägungen schlägt die 
Kommission vor, die Frage der Cour 
d'appel Lüttich wie folgt zu beantworten: 

„Da nach dem im Zeitpunkt des maßgebli­
chen Geschehens anwendbaren Gemein­
schaftsrecht bei einer endgültigen Einfuhr 
des Kraftfahrzeugs keine Mehrwertsteuer 
zu entrichten war, führte eine vorüberge­
hende Nutzung des Fahrzeugs unter den 
gegebenen Umständen nicht zur Umgehung 
einer Mehrwertsteuerpflicht, die eine ent­
sprechende Geldbuße rechtfertigen könnte. 
Eine Strafmaßnahme wie die Beschlag­
nahme des Fahrzeugs oder statt dessen die 
Zahlung seines Gegenwerts würde gegen die 
Pflicht zu verhältnismäßigem Handeln ver­
stoßen. Bei der etwaigen Verhängung einer 
Ordnungsstrafe zu dem Zweck, die Beach­
tung der innerstaatlichen Vorschriften zur 
Bestimmung des für die Zulassung zuständi­
gen Staates zu gewährleisten oder andere 
Steuereinnahmen zu schützen, sind die 
kennzeichnenden Umstände der Normen­
konflikte zu berücksichtigen, die ihren Ur­
sprung in der Ausübung sich aus dem Ver­
trag ergebender Rechte haben, die die Mit­
gliedstaaten nicht beeinträchtigen dürfen." 

C. Kakouris 
Berichterstatter 
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